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KURZE BEGRÜNDUNG

Die Initiative der Kommission, das Programm Fiscalis bis 2013 fortzusetzen und zu 
verstärken wird ausdrücklich begrüßt.

Es fügt sich in das langjährige Bestreben des Haushaltsausschusses und seines
Berichterstatters ein, das Bewusstsein über das Problem des Mehrwertsteuer-Betrugs zu 
stärken. So richtete 2005 OLAF auf Initiative seines Berichterstatters hin eine Stelle ein, um 
verstärkt auch gegen Mehrwertsteuer-Betrug vorzugehen, und dieses Ziel wurde auch 
ausdrücklich in die entsprechenden Bemerkungen auf der OLAF-Zeile im EU Haushalt 
aufgenommen. Außerdem wurde die Kommission mit der Erstellung einer Studie zum 
Mehrwertsteuer-Betrug und möglichen Gegenmaßnahmen beauftragt, schon bevor die breite 
Konsultation zur Überarbeitung der gemeinschaftlichen Steuervorschriften eingeleitet wurde.

I. Der Vorschlag

Fiscalis 2007 - 2013 ist ein Gemeinschaftsprogramm zur Verbesserung der Zusammenarbeit 
der Finanzbehörden der Mitgliedstaaten und der Funktionsweise der Steuersysteme.
Übergeordnetes Ziel ist die Verbesserung des Funktionierens des Binnenmarktes (auf 
Artikel 95 des Vertrages ist der Vorschlag für eine Entscheidung auch gestützt).
Die Steuerarten, auf die sich das Programm bezieht, sind: Mehrwertsteuer, 
Verbrauchssteuern, Einkommens- und Kapitalsteuer, Steuer auf Versicherungsprämien.
Es soll die Gemeinschaft damit mehrere Maßnahmen finanzieren können, die diesem Ziel 
dienen, so zum Beispiel:

- Verbesserte Infrastruktur: Hardware und Software und ihre Vernetzung (Artikel 6)
- Maßnahmen, die die Kenntnis des Gemeinschaftsrechts unter den nationalen Steuerbeamten 
verbessern (Seminare, Projektgruppen), (Artikel 8)
- Arbeitsbesuche für die Finanzbeamten (Artikel 9)
- Fortbildungsmaßnahmen (Artikel 10)

II. Änderungsanträge

Finanzausstattung: Der Berichterstatter schlägt vor, 19,95 Mio. EUR mehr für das Programm 
zur Verfügung zu stellen, um den Kampf insbesondere gegen Mehrwertsteuerbetrug in 
angemessenem Umfang zu verstärken. Jeder hinterzogene Euro schadet den ehrlichen 
Steuerzahlern und beschädigt ihr Vertrauen in die nationalen und europäischen Institutionen. 
Dieser Betrag soll der Verbesserung der IT-Infrastruktur, d. h. den Mehrwertsteuer- und 
Verbrauchssteueraustauschsystemen (MIAS und EMCS) zu Gute kommen.

Förderung von Infrastruktur: Das Programm sieht vor, die Entwicklung der erforderlichen 
Infrastrukturen für Fortbildungsmaßnahmen fördern zu lassen. Diese sicher für 
Mitgliedstaaten sehr reizvolle Möglichkeit scheint den Haushaltsgrundsatz der Spezialität zu 
verletzen, da Infrastrukturen (Lehrräume, Busse etc.) natürlich nicht nur für einen einzigen 
Zweck verwendet werden können. Es muss daher klargestellt werden, dass nur EDV-
Infrastruktur gemeint sein kann.
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Sonstige Aktivitäten: Die Möglichkeit der Förderung „sonstiger für die Verwirklichung der 
Programmziele erforderlichen Aktivitäten“ ist sehr offen formuliert. Durch die Einführung 
einer prozentualen Obergrenze an der Gesamtförderung wird es möglich, die Flexibilität des 
Programms zu erhalten, ohne andere Aufgaben zu gefährden.

Finanzkontrolle: Es soll ausdrücklich die Möglichkeit gegeben werden, dass Kontrollen nicht 
nur vor Ort durchgeführt werden können, sondern auch unangemeldet erfolgen können.

Komitologieverfahren Auch bei einem Programm, das vornehmlich der Unterstützung der 
Mitgliedstaaten dient, das aber doch EU-Politik umsetzt und aus dem EU-Haushalt bezahlt 
wird, sollte nicht der Rat gegenüber dem Parlament im Vorteil sein, wenn es um die 
Festlegung des Arbeitsprogramms geht. Daher ist ein beratender Ausschuss angemessener als 
ein Verwaltungsausschuss. Auch ist es nicht möglich, einen Blankoscheck auszustellen für 
„alle die Verwaltung des Programmhaushalts erforderlichen Maßnahmen“ und diese 
Maßnahmen dem untransparenten Komitologieverfahren zu überlassen.

III. Schlussfolgerung

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Ziele des Programms sehr gut zu dem 
langjährigen Bemühen passen, das Bewusstsein über das Problem des Mehrwertsteuer-
Betrugs zu stärken, die notwendige Zusammenarbeit der Behörden der Mitgliedstaaten zu 
verbessern und so zu einem effektiveren Funktionieren des Binnenmarkts zum Vorteil aller, 
einschließlich des EU Haushalts, beizutragen. Doch muss die Finanzausstattung und die 
Transparenz der Verfahren mit einigen Änderungsanträgen verbessert werden. Leider lässt
auch die Redaktion zu wünschen übrig, und daher müssen wenigstens die gröbsten Fehler in 
den mangelhaften Sprachfassungen korrigiert werden.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Haushaltsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Wirtschaft und Währung, 
folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:

Entwurf einer legislativen Entschließung

Änderungsantrag 1
Ziffer 1 a (neu)

1a. ist der Ansicht, dass der im Legislativvorschlag angegebene Finanzrahmen vereinbar 
mit der Obergrenze von Rubrik 1 A des neuen mehrjährigen Finanzrahmens sein 
muss, und weist darauf hin, dass der Jahresbetrag im Rahmen des jährlichen 
Haushaltsverfahrens gemäß den Bestimmungen der Nummer 37 der 
Interinstitutionellen Vereinbarung vom 17. Mai 2006 zwischen dem Europäischen 
Parlament, dem Rat und der Europäischen Kommission über die Haushaltsdisziplin 
und die wirtschaftliche Haushaltsführung1 festgelegt wird;

  

1 ABl. C 139 vom 14.6.2006, S. 1.
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Vorschlag für eine Entscheidung

Vorschlag der Kommission Abänderungen des Parlaments

Änderungsantrag 2
Erwägung 1

(1) Wie beim Neubeginn der Lissabon-
Strategie festgehalten werden Wachstum 
und Beschäftigung in den nächsten Jahren 
die wichtigsten Ziele für die Europäische 
Union darstellen. Die Entscheidung Nr. 
888/98/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 30. März 1998 über ein 
gemeinschaftliches Aktionsprogramm zur 
Verbesserung der Systeme der indirekten 
Besteuerung im Binnenmarkt (Fiscalis-
Programm) (im Folgenden "the 2002 
programme") die Entscheidung Nr. 
2235/2002/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 17. Dezember 2002 über 
ein gemeinschaftliches Aktionsprogramm 
zur Verbesserung der Funktionsweise der 
Steuersysteme im Binnenmarkt (Fiscalis-
Programm 2003-2007) (im Folgenden "the 
2007 programme") haben im Zeitraum 1998 
bis 2002 und 2003 bis 2007 in erheblichem 
Maße zur Verwirklichung der vorstehend 
genannten Ziele beigetragen. Es ist daher 
angebracht, die, unter diesen Programmen 
begonnenen, Aktivitäten fortzuführen. 
Dieses Programm sollte für die Dauer von 
sechs Jahren eingeführt werden, um seine 
Dauer an die des mehrjährigen 
Finanzrahmens anzupassen, der Teil der 
Interinstitutionellen Vereinbarung vom 
(Datum wird eingefügt) zwischen dem 
Europäischen Parlament, dem Rat und der 
Kommission über die Haushaltdisziplin und 
die wirtschaftliche Haushaltsführung ist.

(1) Wie beim Neubeginn der Lissabon-
Strategie festgehalten werden Wachstum 
und Beschäftigung in den nächsten Jahren 
die wichtigsten Ziele für die Europäische 
Union darstellen. Die Entscheidung Nr. 
888/98/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 30. März 1998 über ein 
gemeinschaftliches Aktionsprogramm zur 
Verbesserung der Systeme der indirekten 
Besteuerung im Binnenmarkt (Fiscalis-
Programm) (im Folgenden „das Programm 
2002“) die Entscheidung Nr. 2235/2002/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 3. Dezember 2002 über ein 
gemeinschaftliches Aktionsprogramm zur 
Verbesserung der Funktionsweise der 
Steuersysteme im Binnenmarkt (Fiscalis-
Programm 2003-2007) (im Folgenden „das 
Programm 2007“) haben im Zeitraum 1998 
bis 2002 und 2003 bis 2007 in erheblichem 
Maße zur Verwirklichung der vorstehend 
genannten Ziele beigetragen. Es ist daher 
angebracht, die unter diesen Programmen 
begonnenen Aktivitäten fortzuführen. Dieses 
Programm sollte für die Dauer von sechs 
Jahren eingeführt werden, um seine Dauer 
an die des mehrjährigen Finanzrahmens 
anzupassen, der Teil der Interinstitutionellen 
Vereinbarung vom 17. Mai 2006 zwischen 
dem Europäischen Parlament, dem Rat und 
der Europäischen Kommission über die 
Haushaltdisziplin und die wirtschaftliche 
Haushaltsführung ist.

Änderungsantrag 3
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Erwägung 12

(12) Mit dieser Entscheidung wird für die 
gesamte Laufzeit des Programms ein 
Finanzrahmen festgelegt, der für die 
Haushaltsbehörde die wichtigste Referenz im 
Sinne von Punkt 33 der Interinstitutionellen 
Vereinbarung vom 6. Mai 1999 zwischen 
dem Europäischen Parlament, dem Rat und 
der Kommission über die Haushaltsdisziplin 
und die Verbesserung des 
Haushaltsverfahrens darstellt.

(12) In dieser Entscheidung wird für die 
gesamte Laufzeit des Programms die
Finanzausstattung festgesetzt, die für die 
Haushaltsbehörde im Rahmen des jährlichen 
Haushaltsverfahrens den vorrangigen 
Bezugsrahmen im Sinne der Nummer 37 der 
Interinstitutionellen Vereinbarung vom 17. 
Mai 2006 zwischen dem Europäischen 
Parlament, dem Rat und der Europäischen
Kommission über die Haushaltsdisziplin und 
die wirtschaftliche Haushaltführung bildet.

Änderungsantrag 4
Artikel 5 Absatz 1 a (neu)

Das Arbeitsprogramm enthält Indikatoren 
für die in Artikel 4 Absatz 2 genannten 
Programmziele, welche zur Bewertung des 
Programms im Rahmen der Zwischen- und 
Abschlussberichte gemäß Artikel 18 
verwendet werden.

Begründung

In beiden Programmen Zoll und Fiscalis 2013 sollten für alle Maßnahmen, die in deren 
Rahmen ergriffen werden, genau festgelegte Ziele und messbare Indikatoren festgelegt, 
analysiert und zur Grundlage der Entscheidung über förderfähige Maßnahmen gemacht 
werden. Die Einfügung von Indikatoren in das Arbeitsprogramm würde auch die Erstellung 
der Zwischen - und Abschlussberichte erleichtern.

Änderungsantrag 5
Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe e

(e) jegliche, im Einklang mit den 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft 
eingerichtete, zollrelevante 
Kommunikations- und 
Informationsaustauschsysteme, die im in 
Artikel 5 angegebenen Arbeitsprogramm 
aufgeführt sind.

(e) jegliche, im Einklang mit den 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft 
eingerichtete, steuerrelevante
Kommunikations- und 
Informationsaustauschsysteme, die im in 
Artikel 5 angegebenen Arbeitsprogramm 
aufgeführt sind.

Begründung

Zollrelevante EDV-Systeme haben im Fiscalis-Programm nichts zu suchen.
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Amendment 6
Article 10

1. The Commission, in cooperation with the 
participating countries, shall facilitate 
structured co-operation between national 
training bodies and officials responsible for 
training in taxation administrations, and in 
particular by the following means:

1. The participating countries, in 
cooperation with the Commission, shall 
facilitate structured co-operation between 
national training bodies and officials 
responsible for training in taxation 
administrations, and in particular by the 
following means:

(a) the development of existing training 
programmes and, where necessary, new 
programmes to provide a common core of 
training for officials so as to enable them to 
acquire the necessary professional skills and 
knowledge;

(a) the development of existing training 
programmes and, where necessary, new 
programmes to provide a common core of 
training for officials so as to enable them to 
acquire the necessary professional skills and 
knowledge;

(b) where appropriate, the coordination of 
the opening, to officials from all 
participating countries, of training courses 
in taxation where such courses are provided
by a participating country for its own 
officials;

(b) where appropriate, the opening of
training courses in the taxation field to 
officials from all participating countries,
where such courses are provided by a 
participating country for its own officials;

(c) where appropriate, the development of 
the necessary infrastructure and tools for 
common tax training and tax management.

(c) where appropriate, the development of 
the necessary tools for common tax training.

2. Participating countries shall ensure that 
common training programmes and the 
common tax training infrastructure
referred to in paragraph 1(c) are fully 
integrated within their national training 
programmes.

2. Participating countries shall, where 
appropriate, integrate the commonly 
developed training programmes referred to 
in paragraph 1(a) within their national 
training programmes.

Participating countries shall also ensure that 
their officials receive the initial and 
continuous training necessary to acquire the 
common professional skills and knowledge 
in accordance with the training programmes 
and the linguistic training necessary for 
them to ascertain a sufficient standard of 
linguistic competence for participation in the 
programme.

Participating countries shall ensure that their 
officials receive the initial and continuous 
training necessary to acquire the common 
professional skills and knowledge in 
accordance with the training programmes 
and the linguistic training necessary for 
those officials to attain a sufficient standard 
of linguistic competence for participation in 
the programme.

Justification

Compromise amendment replacing AMs 5, 6 and 7 and improving the text as agreed with 
Council and Commission.

Änderungsantrag 7
Artikel 13 Absatz 1
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1. Als Finanzrahmen für die Durchführung 
dieses Programms wird für den Zeitraum 
vom 1. Januar 2008 bis 31. Dezember 2013 
ein Betrag von 156,9 Mio. € festgesetzt.

1. Die Finanzausstattung für die 
Durchführung dieses Programms wird für 
den Zeitraum vom 1. Januar 2008 bis 31. 
Dezember 2013 auf 176,85 Mio. EUR
festgesetzt.

Begründung

Im Rahmen einer verbesserten Strategie der Betrugsbekämpfung erscheint es notwendig, die 
Mehrwertsteuer- und Verbrauchsteueraustauschsysteme (MIAS und EMCS) anzupassen, um 
einen schnelleren Informationsaustausch zwischen den Steuerpflichtigen und den 
Finanzverwaltungen einerseits und zwischen den Finanzverwaltungen untereinander 
anderseits zu ermöglichen. Die Aufteilung der zusätzlichen Mittel sollte wie folgt sein: MIAS 
32,35 statt 31 Mio. EUR, EMSC 22 statt 19,5 Mio. EUR und IT-Entwicklung 34,9 statt 
18,8 Mio. EUR.

Änderungsantrag 8
Artikel 13 Absatz 2

2. Die jährlichen Mittel werden von der 
Haushaltsbehörde in den Grenzen der
mehrjährigen Finanziellen Vorausschau
bewilligt.

2. Die jährlichen Mittel werden von der 
Haushaltsbehörde in den Grenzen des
mehrjährigen Finanzrahmens gemäß 
Nummer 37 der Interinstitutionellen 
Vereinbarung vom 17. Mai 2006 zwischen 
dem Europäischen Parlament, dem Rat 
und der Europäischen Kommission über 
die Haushaltsdisziplin und die 
wirtschaftliche Haushaltsführung
bewilligt.

Änderungsantrag 9
Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe e

(e) die Kosten für alle sonstigen in Artikel 1 
Absatz 2 Buchstabe f genannten Tätigkeiten.

(e) die Kosten für alle sonstigen in Artikel 1 
Absatz 2 Buchstabe f genannten Tätigkeiten
bis zu einem Anteil von höchstens 5 % der 
Gesamtkosten des Programms.

Begründung

Die Möglichkeit der Förderung „sonstiger für die Verwirklichung der Programmziele 
erforderlichen Aktivitäten“ ist sehr offen formuliert. Um die gewünschte Flexibilität ohne
nachteilige Wirkungen für andere Aufgaben im Rahmen des Programms Fiscalis 2013 zu 
ermöglichen, sollte eine Obergrenze von 5 %, wie in der Ratsarbeitsgruppe verabredet, auch 
in den Text der Entscheidung aufgenommen werden.
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Änderungsantrag 10
Artikel 14 Absatz 4

4. Die Kommission erlässt alle für die 
Verwaltung des Programmhaushalts nach 
dem in Artikel 16 Absatz 2 genannten 
Verfahren erforderlichen Maßnahmen.

4. Die Kommission erlässt alle für die 
Verwaltung des Programmhaushalts nach 
dem in Artikel 16 Absatz 2 genannten 
Verfahren erforderlichen Maßnahmen. Die 
Kommission unterbreitet dem Parlament 
den Entwurf für 
Durchführungsmaßnahmen so rechtzeitig, 
dass das Parlament bei Bedarf gemäß 
Artikel 8 des Beschlusses 1999/468/EG 
dazu Stellung nehmen kann, bevor die 
Maßnahme verabschiedet wird.

Begründung

Ersetzt Änderungsantrag 11 und ermöglicht die Verabschiedung nicht legislativer 
Maßnahmen im Wege der Komitologie, um die notwendige Flexibilität zu ermöglichen. Da 
die Kommmission aber leider die nach dem Beschluss 1999/468/EG notwendigen 
Informationen häufig so spät übermittelt, dass das Parlament nicht mehr angemessen 
reagieren kann, sollte diese Bestimmung mit aufgenommen werden.

Amendment 11
Article 14, paragraph 5, subparagraph 1 a (new)

The share of administrative expenditure 
shall in general not exceed 5% of the 
overall cost of the programme, including 
administrative expenditure attributed to the 
Commission.

Änderungsantrag 12
Artikel 14 a (neu)

Artikel 14a
Anwendbarkeit der Haushaltsordnung

Auf alle gemäß dieser Entscheidung 
gewährten Zuschüsse im Sinne des Titels 
VI der Verordnung (EG, Euratom) 
Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 
über die Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Europäischen 
Gemeinschaften1 (im Folgenden „die 
Haushaltsordnung“) sind deren 
Vorschriften anwendbar. Insbesondere 
bedürfen sie einer vorherigen schriftlichen 
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Vereinbarung mit den Begünstigten im 
Sinne des Artikels 108 der 
Haushaltsordnung und der auf ihrer 
Grundlage erlassenen 
Durchführungsbestimmungen, in der sich 
Letztere bereit erklären, die Verwendung 
der gewährten Mittel durch den 
Europäischen Rechnungshof prüfen zu 
lassen. Diese Prüfungen können 
unangemeldet erfolgen.
__________________
1 ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1. Geändert durch 
die Verordnung Nr. 1995/2006 (ABl. L 390 vom 
30.12.2006, S. 1).

Begründung

Falls die Kommission Partnerschaftsrahmenverordnungen abschließt, sollte sie die 
entsprechenden Bestimmungen der Haushaltsordnung ohne Ausnahmen einhalten. Da es sich 
nicht ausschließlich um Bestimmungen zur Finanzkontrolle handelt, sollte die Anwendbarkeit 
der Haushaltsordnung in einem eigenen Artikel dargestellt werden.

Änderungsantrag 13
Artikel 15

Finanzierungsbeschlüsse und 
Übereinkommen oder Verträge, die sich aus 
dieser Entscheidung ergeben, unterliegen der 
Finanzkontrolle einschließlich etwaiger 
Vorortprüfungen durch die Kommission, das 
Europäische Amt für Betrugsbekämpfung 
(OLAF) und den Europäischen 
Rechnungshof. Alle gemäß dieser 
Entscheidung gewährten Zuschüsse 
bedürfen einer vorherigen schriftlichen 
Vereinbarung mit den Begünstigten, in der 
sich Letztere bereit erklären, die 
Verwendung der gewährten Mittel durch 
den Europäischen Rechnungshof prüfen zu 
lassen.

Finanzierungsbeschlüsse und 
Übereinkommen oder Verträge, die sich aus 
dieser Entscheidung ergeben, unterliegen der 
Finanzkontrolle einschließlich etwaiger 
Vorortprüfungen durch die Kommission, 
insbesondere das Europäische Amt für 
Betrugsbekämpfung (OLAF), und den 
Europäischen Rechnungshof.

Begründung

Kontrollen sind wesentlich effektiver, wenn sie unangemeldet erfolgen. Daher sollte eine 
entsprechende Verpflichtung der Mitgliedstaaten in den Entscheidungstext aufgenommen 
werden. Die Verpflichtungen der Vertragspartner laut Haushaltsordnung betreffen nicht nur 
die Finanzkontrolle und werden daher in einem gesonderten Artikel 14a (neu)
„Anwendbarkeit der Haushaltsordnung“ aufgeführt.
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Änderungsantrag 14
Artikel 16 Absatz 2

Begründung

Bei einem Programm, das vornehmlich der Unterstützung der Mitgliedstaaten dient, das aber 
EU-Politik umsetzt und aus dem EU-Haushalt bezahlt wird, sollte nicht der Rat gegenüber 
dem Parlament im Vorteil sein. Daher ist ein beratender Ausschuss angemessener als ein 
Verwaltungsausschuss.

Änderungsantrag 15
Artikel 18 Absatz 3 Unterabsatz 1 Buchstaben a und b

(a) bis spätestens 30. September 2011 einen 
Zwischenbericht gemäß Absatz 1 und eine 
Mitteilung über die Zweckmäßigkeit der 
Fortführung des Programms, der 
gegebenenfalls ein entsprechender 
Vorschlag beigefügt ist;

(a) bis spätestens 31. Juli 2011 einen 
Zwischenbericht gemäß Absatz 1 und eine 
Mitteilung über die Zweckmäßigkeit der 
Fortführung des Programms, der 
gegebenenfalls ein entsprechender 
Vorschlag beigefügt ist;

(b) bis spätestens 30. September 2014 den in 
Absatz 1 genannten Abschlußbericht.

(b) bis spätestens 31. Juli 2014 den in 
Absatz 1 genannten Abschlussbericht.

Begründung

Die Daten für die Abgabe der Berichte durch die Kommission an das EP, den WSA und den 
AdR berücksichtigen nicht ausreichend die Termine im Haushaltsverfahren im Europäischen 
Parlament. Die Abgabefristen für die Kommission sollten daher jeweils vom 30. September 
auf den 31. Juli vorgezogen werden.

2. Wird auf diesen Absatz Bezug 
genommen, so gilt das 
Verwaltungsverfahren gemäß Artikel 4 des 
Beschlusses 1999/468/EG in Verbindung mit 
dessen Artikeln 7 und 8.

Der in Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses 
1999/468/EG vorgesehene Zeitraum beträgt 
drei Monate.

2. Wird auf diesen Absatz Bezug 
genommen, so gilt das Verfahren der
Artikel 3 und 7 des Beschlusses 
1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8.
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